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Verfassungsbeschwerde

des Herrn Rudolf Schmidt, Berlin							
wegen
1. Urteil des LG Berlin vom 25.01.2017 (Anlage 1)
1. Beschluss des Kammergerichts Berlin vom 28.08.201 (Anlage 2)
2. Beschluss des Kammergerichts Berlin vom 29.11.2017 (Anlage 3)
3. Beschluss des BGH vom 06.03.2018 (Anlage 4)
4. Beschluss des BGH vom 21.05.2018, zugestellt bei den Rechtsanwälten Scheuch, Lindner am 22.05.2018 (Anlage 5)

Ich erhebe hiermit[footnoteRef:1] [1: ] 

 Verfassungsbeschwerde

gegen die Entscheidungen 
1. Urteil des LG Berlin vom 25.01.2017 (Anlage 1)
1. Beschluss des Kammergerichts Berlin vom 28.08.201 (Anlage 2)
2. Beschluss des Kammergerichts Berlin vom 29.11.2017 (Anlage 3)
3. Beschluss des BGH vom 06.03.2018 (Anlage 4)
4. Beschluss des BGH vom 21.05.2018, zugestellt bei den Rechtsanwälten Scheuch, Lindner am 22.05.2018 (Anlage 5)
Gerügt wird die Verletzung der Rechte des Beschwerdeführers aus Art. 2 Abs. I GG, 3 Abs. I GG, 101 Abs. I Satz 2 GG (Gesetzlicher Richter) und aus Art. 103 Abs. I GG auf Gewährung rechtlichen Gehörs. 




Begründung: 
Ich habe mit der Deutsche Bank Privat- und Geschäftskunden AG (Deutsche Bank) am 18./19.09.2009 einen dbStudentenkredit-Darlehensvertrag über 24.480,00 in Euro zzgl. 5,5% p.a., effektiv 5,9 p.a., 28.345,56 geschlossen. Ab Oktober 2009 wurde das Darlehen in Raten von 680,00 in Euro durch Buchung auf das Konto Nr. 0222 687 bei der Deutschen Bank ausgezahlt. Die letzte Rate wurde am 1.12.2012 auf diese Weise ausgezahlt. Die Laufzeit endete am 30.09.2012. 
Eine Rückzahlung der gewährten Darlehenssumme zzgl. berechneter Zinsen in Höhe von 3.498,36 habe ich nicht vorgenommen. 
In der Zwischenzeit war ich über mein Wirtschaftsinformatik-Studium auf den nunmehr selbst von der Bundesbank bestätigten Sachverhalt gestoßen, dass private Geschäftsbanken, wie auch die Deutsche Bank, das Geld selbst herstellen, was sie verleihen, Geldschöpfung aus dem Nichts genannt, dass also das Geld, was die Deutsche Bank durch Buchung ausgezahlt hatte, nicht von der Bundesbank oder der EZB zuvor emittiert und in Umlauf gebracht worden war. Nach meinem Verständnis dieses Vorganges sind mir also nur einfache Zahlen, versehen mit einem Währungszeichen, ausgezahlt worden, was rechtlich betrachtet, so bin ich belehrt worden, nur ein Versprechen auf Auszahlung von Geld darstellt. Für ein Versprechen auf Auszahlung von Geld darf es nach meinem Rechtsverständnis aber keine Zinsansprüche geben, weil die Bank mit diesem Versprechen noch keine Leistung mir gegenüber erbracht hat. Ich habe dann in Wahrheit, so sehe ich es, der Universität gegenüber meine Geldschulden wegen der erhaltenen Ausbildung nicht erfüllt, weil auch die Universität, an die die Zahlenreihen „überwiesen“ worden sind, ebenfalls nur ein Versprechen auf Auszahlung von Geld erhalten hat. Nach meinem Verständnis schulde ich daher immer noch der Universität die Zahlung der Studiengebühren und nicht der Bank die Rückzahlung von ausgezahltem Geld, da diese in Wahrheit meine Geldschuld gegenüber der Universität nicht erfüllt hat. Sie hat die versprochene Leistung nicht erfüllt und kann nach meinem Verständnis dann auch keine Gegenleistung verlangen.
Ich habe die Rückzahlung der Valuta sowie die Zahlung der Zinsen deshalb verweigert. Die Deutsche Bank hat daraufhin ihre aus meiner Sicht zu Unrecht behauptete Forderung gegen mich angeblich an die Firma EOS Management GmbH, die mich dann auf Rückzahlung des Darlehensbetrages in Euro und Zahlung der Zinsen in Euro unter Verweis auf den Darlehensvertrag und die angebliche Auszahlung verklagt hat.  
In der Klageerwiderung hat mein anwaltlicher Vertreter in der ersten Instanz, Rechtsanwalt Hans Scharpf, LL.M., Frankfurt am Main, der politisch für die Vollgeldreform eintritt (www.monetative.de), die Auffassung vertreten, dass es sich bei dem Darlehen aufgrund der tatsächlich und auch gemäß der Handelssitte unbar erfolgten Auszahlung um ein gem. § 3 Nr. 3 KWG verbotenes Kreditgeschäft gehandelt hat und der Darlehensvertrag deshalb gemäß § 134 BGB nichtig ist. Zudem seien die vereinbarten Zinsen wucherisch überhöht wegen fehlenden Refinanzierungsaufwandes der Deutschen Bank und deshalb die Zinsabrede im Darlehensvertrag gemäß § 138 BGB nichtig und damit keine Zinszahlung geschuldet. 
Meine anwaltliche Vertreterin im Berufungsverfahren hatte zusätzlich die Prozessbevollmächtigung der anwaltlichen Vertreterin der EOS Management GmbH (EOS) als nicht ordnungsgemäß gerügt. Außerdem hatte sie bemängelt, dass die Berechtigung von EOS zur klageweisen Forderung der Darlehensrückzahlung aus abgetretenem Recht nicht nachgewiesen worden sei, insbesondere der Abtretungsvertrag nicht vorgelegt worden ist.
Das Landgericht Berlin hat der Klage von EOS trotzdem stattgegeben (Urteil vom 25.01.2017, AZ 4 O 455/17), und zwar ohne Einholung des beantragten Sachverständigengutachtens, ohne Vernehmung von Experten auf dem Gebiet des Geld- und Finanzwesens und ohne Zeugenvernehmungen, also ohne jegliche Beweisaufnahme. Die Einzelrichterin hat auch nicht erklärt, woher sie das Fachwissen hat, um beurteilen zu können, ob die Deutsche Bank selbst geschöpftes Geld verliehen hat bzw. nur ein Versprechen auf Auszahlung von Geld abgeben hat.
Gegen dieses Urteil des LG Berlin vom 25.01.2017 habe ich Berufung durch Rechtsanwältin Viviane Fischer frist- und ordnungsgemäß einlegen lassen.
Es erging am 04.07.2017 zunächst ein richterlicher Hinweisbeschluss, wonach der Senat die Berufung zurückweisen wolle, weil sie „offensichtlich keine Aussicht auf Erfolg habe“. Mir bzw. meiner Anwältin wurde zu diesem Hinweisbeschluss eine Frist zur Stellungnahme von 3 Wochen gegeben. Weil diese Frist zu kurz war, beantragte meine Rechtsanwältin eine Fristverlängerung. Mit Schreiben der Berichterstatterin Dr. Kaspari-Teperoglu vom 15.08.2017 wurde Fristverlängerung bis zum 28.08.2017 für die Stellungnahme auf den richterlichen Hinweis gewährt (Fristverlängerung vom 15.08.2017 = Anlage 6).
Auf den richterlichen Hinweis hin hat Rechtsanwältin Fischer zusätzlich vorgetragen, dass der Kreditvertrag auch wegen Verstoßes gegen Verbraucherschutznormen, insbesondere § 5 UWG n.F. (Verletzung von Aufklärungspflichten über die Natur des Rechtsgeschäfts) nichtig sei. 
Zudem wurde erneut die Abtretung der streitgegenständlichen Forderung an die Klägerin bestritten und erneut die ordnungsgemäße Bevollmächtigung der Klägervertreterin gerügt. Die Stellungnahme hat meine Prozessbevollmächtigten fristwahrend am 28.08.2017 um 12:20 Uhr an das Kammergericht gefaxt. 
Bereits weniger als 1,5 Stunden später, um 13:45 Uhr, ging am 28.08.2017 bei meiner Prozessbevollmächtigten per Fax der Nichteröffnungsbeschluss zu meiner Berufung ein. 
Dieser nimmt erkennbar nicht Bezug auf die ausführliche Stellungnahme der Beklagtenvertreterin vom 28.08.2017. Aus der dienstlichen Stellungnahme des Vorsitzenden Richters Harte vom 29.08.2017 geht hervor, dass dieser die Stellungnahme beim Verfassen des Beschlusses deshalb nicht berücksichtigt hat, weil sie ihm angeblich im Zeitpunkt der Entscheidung nicht vorlag (Dienstliche Stellungnahme vom 29.08.2017 = Anlage 7).
Meine Prozesbevollmächtigte hat den Vorsitzenden Richter am 29.09.20017 um 10:30 Uhr angerufen, um ihn zu fragen, ob man möglicherweise die Fristverlängerung übersehen habe. In diesem Telefongespräch äußerte der Vorsitzende, dass ihm die gewährte Fristverlängerung tatsächlich nicht bekannt gewesen sei und er den fristgerecht eingegangenen Schriftsatz der Beklagtenvertreterin vom 28.08.2017 erst am 29.08.2017 von der Geschäftsstelle auf den Tisch bekommen habe. 
Die Akteneinsichtnahme meiner anwaltlichen Vertreterin am 30.08.2017 hat ergeben, dass sich zwar die Verfügung der Berichterstatterin, die beantragte Frist zu gewähren, in der Akte befand, jedoch keine Kopie des Fristverlängerungsschreibens vom 15.08.2017. Offenbar schien die Akte in entscheidenden Punkten nicht korrekt geführt worden zu sein. 
Die Berichterstatterin befand sich ausweislich des Schreibens des Vorsitzenden des 5. Senats vom 07.09.2017 im Zeitraum 21.-30.08.2017 im Urlaub. Zugleich war das 4. Mitglied des vorliegend zur Entscheidung berufenen 24. Senats, Richter Landwehrmeyer, angabegemäß noch bis zum 01.09.2017 urlaubsabwesend (Schreiben Vorsitzender Schmelz vom 07.09.2017 = Anlage 8).
Der Beschluss ist unterzeichnet von den Mitgliedern des 24. Senats Harte und Dr. Elzner. Die dritte Unterschrift stammt von Richter Dr. Hess aus dem 5. Senat, dem Vertretungssenat. Ausweislich des Geschäftsverteilungsplans kann bei Verhinderung eines Senatsmitglieds der dienstjüngste Beisitzer des Vertretungssenats bei einer Entscheidung hinzugezogen werden. Laut dem Schreiben von Richter Schmelz vom 07.09.2017 ist Frau Richterin Johannsson dienstjüngste Beisitzerin des 5. Senats (15.04.2010). Ausdrücklich regelt der Geschäftsverteilungsplan, dass eine eigene Sitzung die Verhinderung eines Vertretungsrichters begründet. Der Montag ist ausweislich des Geschäftsverteilungsplan jedoch kein Sitzungstag des 5. Senats.
Statt der im Rahmen der Vertretungsregeln zuständigen Richterin Johannsson hat der nächstdienstjüngere beisitzende Richters Dr. Hess (07.07.2005) am Beschluss mitgewirkt, da Frau Richterin Johannsson am Entscheidungstag abwesend war, für die Abwesenheit ist keine Begründung geliefert worden. 
Bereits in der Berufungsbegründung und erneut im Fristverlängerungsantrag vom 11.08.2017 habe ich die Postulationsfähigkeit der Klägerin rügen lassen, indem ich habe ausführen lassen „Die Zweifel an der Postulationsfähigkeit der Klägerin bestehen fort, da die vorgelegte Vollmacht nicht erkennen lässt, dass die Kollegin Nina Phillip von der abstrakt auf „Schanze Rechtsanwälte“ lautenden Bevollmächtigung umfasst ist.“ Es ist unklar geblieben, warum der Senat in seinem Beschluss annimmt, dass es sich bei der Kanzlei Schanze um eine Sozietät (Gesellschaft bürgerlichen Rechts) handele und von der abstrakten Vollmacht auch die für die Klägerin auftretende Rechtsanwältin umfasst sei.
Dem Befangenheitsantrag und der Gegenvorstellung meiner Prozessvollmächtigten hat das Gericht nicht entsprochen. 
Daraufhin habe ich fristgerecht durch die BGH-Rechtsanwälte Scheuch, Lindner Nichtzulassungsbeschwerde einlegen lassen. Da ich aufgrund meiner beschränkten Einkommens- und Vermögensverhältnisse den vom BGH-Anwalt geforderten Vorschuss nicht bezahlen konnte, habe ich vor Ablauf der Frist zur Begründung der Nichtzulassungsbeschwerde mit Schreiben vom 26.12.2017 form- und fristgerecht Prozesskostenhilfeantrag gestellt (Anlage 9). Dieser Antrag ist aber am ….. [liegt mir nicht vor bzw. ist nicht in der DropBox] wegen angeblich nicht hinreichender Erfolgsaussicht abgelehnt worden.

II. Rechtsauführungen
Ich bin selbst nicht in der Lage, die anscheinend vom Bundesverfassungsgericht zur Begründung geforderten Rechtsausführungen zu machen und habe deshalb mich unterstützende Anwälte gebeten, mir eine Vorlage zu erarbeiten, ohne dafür eine Vergütung zu verlangen, die ich momentan nicht aufbringen kann.
Angesichts der erst vor wenigen Tagen mir zur Kenntnis gelangten Entscheidung des BGH über die Gehörsrüge, die meinem früheren BGH-Anwalt zugestellt und nicht an mich weitergeleitet worden ist bzw. die E-Mail Weiterleitung durch meine anwaltliche Vertreterin in der Berufungs-Instanz bei mir im „Spam“ gelandet war, konnte keine von anwaltlichen Vertretern vom Bundesverfassungsgericht erwartete ausreichende rechtliche Begründung erarbeitet werden. 
Ich beziehe mich deshalb im Folgenden auf die eine mir übermittelte Vorlage, die nach Aussage der mich unterstützenden Anwälte noch nicht ausreichend für eine erfolgreiche Verfassungsbeschwerde ist. Ich bitte deshalb das Bundesverfassungsgericht, mich auf Lücken in den rechtlichen Ausführungen hinzuweisen, da ich hiermit eine Jedermann-Verfassungsbeschwerde, zunächst nur fristwahrend, erhebe. 
Ich meine, dass auch und insbesondere das Bundesverfassungsgericht bei Eingriffen in Grund- und Menschenrechte durch staatliches Handeln, hier also gerichtliches Handeln, eine Fürsorge- und Hinweispflicht hat, so ähnlich wie es in § 139 ZPO für das zivilgerichtliche Verfahren vorgeschrieben ist.

1. Zulässigkeit
Der Rechtsweg ist erschöpft, weil ein Rechtsmittel gegen die Entscheidungen des Kammergerichts Berlin und des BGH nicht mehr gegeben ist. 
Ich hatte zudem die Gehörsrüge rechtzeitig innerhalb der Zweiwochenfrist nach § 321a Abs. I S. 1. ZPO erhoben. 
Der Beschluss des BGH vom 22.04.2018 ist der Kanzlei Scheuch, Lindner am 22.05.2018 zugestellt worden. Es ist anscheinend nicht geklärt, ob diese Anwälte überhaupt noch zustellungsberechtigt waren, da sie ja das Mandat niedergelegt hatten. 
[bookmark: _GoBack]Gem. § 81 II ZPO sind diese nur dann zustellungsberechtigt, sofern der Prozessbeteiligte nicht anderweitig für seine Vertretung Sorge getragen hat. Vorliegend habe ich selbst Prozesskostenhilfeantrag gestellt, wie dies auch gesetzlich vorgesehen ist. Ich gehe daher davon aus, dass der Beschluss mir hätte zugestellt werden müssen, um die Frist ins Laufen zu bringen. Da aber auch die Frist nach Zustellung an die nicht mehr mandatierten BGH-Rechtsanwälte noch nicht abgelaufen ist, ist die Monatsfrist des § 93 BverfGG in jedem Fall gewahrt. Die Verfassungsbeschwerde wäre damit zulässig. 

2. Begründetheit
a) Verletzung des rechtlichen Gehörs
Art. 103 Abs. 1 GG verpflichtet das Gericht, die Ausführungen der Prozessbeteiligten zur Kenntnis zu nehmen und in Erwägung zu ziehen. Das Gebot des rechtlichen Gehörs soll als Prozessgrundrecht sicherstellen, dass die Entscheidung des Gerichts frei von Verfahrensfehlern ergeht, welche ihren Grund in unterlassener Kenntnisnahme und Nichtberücksichtigung des Vortrags der Parteien haben (BGH, Beschl. v. 19.02.2013 – XI ZR 404/11, NZG 2013, 502, 503 Rdnr. 14; BGH, Beschl. v. 12.05.2009 – VI ZR 275/08, NJW 2009, 2604 Rdnr. 2; BGH, Beschl. v. 17.02.2011 – V ZR 310/10, NJW 2011, 1363 Rdnr. 4; Musielak/Voit/Ball, ZPO, § 543 Rdnr. 9 d; Saenger/Koch, ZPO, § 543 Rdnr. 36) Die Garantie des rechtlichen Gehörs umfasst dabei nicht nur die Berücksichtigung des tatsächlichen Vorbringens der Prozessbeteiligten, sondern auch ihre rechtlichen Erwägungen (BverfG, Beschl. v. 09.07.1980 – 2 BvR 701/80, NJW 1980, 2698; BVerG, Beschl. v. 24.03.1982 – 2 BvH 1,2, 233/82, NJW 1982, 1579; BverfG, Beschl. v. 17.03.1983 – 2 BvR 731/80, NJW 1983, 2762). Eine Verletzung von Art. 103 Abs. 1 GG kann somit auch darin liegen, dass ein Gericht eine für den Prozessausgang wesentliche Erwägung einer Prozesspartei übersieht (BVerfG, Beschl. v. 25. Juni 1992 – 1 BvR 600/92, BeckRS 9998, 11623).
Schwierige, bislang ungeklärte Rechts- und Tatfragen dürfen also nicht summarisch im Prozesskostenhilfeverfahren entschieden werden, sondern müssen auch von Unbemittelten wie mir einer prozessualen Klärung zugeführt werden können.
Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts gebietet Art. 3 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 20 Abs. 3 GG zwar keine vollständige Gleichstellung Unbemittelter mit Bemittelten, verlangt allerdings eine weitgehende Angleichung. Verfassungsrechtlich unbedenklich ist es danach, die Gewährung von Prozesskostenhilfe davon abhängig zu machen, dass die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung hinreichende Aussicht auf Erfolg hat und nicht mutwillig erscheint. Die Prüfung der Erfolgsaussichten darf jedoch nicht dazu dienen, die Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung selbst in das summarische Verfahren der Prozesskostenhilfe zu verlagern und dieses an die Stelle des Hauptsacheverfahrens treten zu lassen (vgl. BVerfGE 81, 347, 357). 
Eine Beweisantizipation im Prozesskostenhilfeverfahren ist zwar in eng begrenztem Rahmen zulässig. Kommt jedoch eine Beweisaufnahme ernsthaft in Betracht und liegen keine konkreten und nachvollziehbaren Anhaltspunkte dafür vor, dass die Beweisaufnahme mit großer Wahrscheinlichkeit zum Nachteil Beschwerdeführender ausgehen würde, so läuft es dem Gebot der Rechtsschutzgleichheit zuwider, Unbemittelten wegen fehlender Erfolgsaussichten ihres Rechtsschutzbegehrens Prozesskostenhilfe zu verweigern (vgl. BVerfG, Beschluss der 3. Kammer des Ersten Senats vom 28.08.2014 - 1 BvR 3001/11 -, juris, Rn. 12).
An diese höchstrichterliche Rechtsprechung ist auch der BGH gebunden. 
Vorliegend liegen massive Verstösse prozessualer Natur – Verletzung des Rechts auf den gesetzlichen Richter durch Hinzuziehung eines nicht zur Entscheidung berufenen Richters bei der ohne Not in Eile getroffenen Entscheidung sowie Verletzung des Rechts auf rechtliches Gehör durch die Nichtberücksichtigung meines fristgerecht eingereichten Schriftsatzes beim Kammergericht vor. Durch diese Vorgänge ist mir die zweite Tatsacheninstanz abgeschnitten worden. Unzweifelhaft hätten diese extremen Rechtsverletzungen bei zutreffender rechtlicher Würdigung in einem Beweisaufnahmeverfahren vom BGH festgestellt werden müssen, so dass die Nichtzulassungsbeschwerde begründet wäre und mir die mutwillig verschlossene zweite Tatsacheninstanz wieder eröffnet wäre.
In der Sache ist festzustellen, dass die von mir vorgetragenen Aspekte – insbesondere Wucherzins bei geringsten/keinen Refinanzierungskosten der Bank, nichtige Kreditgeschäfte gem. KWG, Verstoß gegen Verbraucherschutzbestimmungen etc. - der Beweiserhebung und sachverständigen sowie rechtlichen Würdigung zugänglich und bedürftig waren. Diese Tatsachen, die sowohl wissenschaftlich bestätigt als auch von Seiten der Banken selbst öffentlich eingestanden werden, konnten weder vom Kammergericht Berlin noch vom BGH in einer summarischen Prüfung behandelt und ohne weiteres als rechtlich irrelevant abgetan werden. Selbst die Bundesbank bestätigt inzwischen die Kreditschöpfung aus dem Nichts, indem sie auf ihrer Webseite unter dem Stichpunkt Buchgeldschöpfungsgewinn und Geldkreislauf ausführt: “Wenn eine Bank einen Kredit gewährt, kann sie diesen in einem ersten Schritt dadurch finanzieren, dass sie – wie oben beschrieben – den entsprechenden Betrag an Buchgeld selbst schafft. Sie verbucht auf der Aktivseite ihrer Bilanz den gewährten Kredit als Forderung an den Kreditnehmer, auf der Passivseite ihrer Bilanz schreibt sie dem Kreditnehmer den Kreditbetrag auf dessen Konto als Sichteinlage gut.” (siehe https://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Dossier/Service/schule_und_bildung_kapitel_3.html?docId=147694&notFirst=true)
Es ist angesichts dieser Umstände daher nicht davon auszugehen, dass die Beweisaufnahme mit großer Wahrscheinlichkeit zu meinem Nachteil ausgehen würde, so dass mein Anspruch auf Prozesskostenhilfe nicht summarisch mit dem Hinweis auf mangelnde Erfolgsaussicht verworfen werden durfte. 
Bei Berücksichtigung dieser Rechtsausführungen hätte das Berufungsgericht zu einer anderen Rechtsauffassung gelangen müssen.
Die angegriffenen Entscheidungen der beiden Gerichten beruhen auf diesen Gehörsverletztungen. 

b) Entzug des gesetzlichen Richters Art. 101 Abs. I GG
Die übereilte Entscheidung des unzuständigen Richters unter Übergehung der zur Entscheidung berufenen Berichterstatterin ohne Berücksichtigung des Vorbringens im fristgerecht eingereichten Schriftsatz verletzt mich im Anspruch auf den gesetzlichen Richter gem. Art. 101 Abs. I GG.
Es ist nicht auszuschliessen, dass die Berücksichtigung des Vorbringens mit Beweiserhebung etc. zu einer anderen Beurteilung durch das Kammergericht Berlin geführt hätte. 
Damit hat sich das Berufungsgericht in nicht mehr nachvollziehbarer Weise dem Vortrag des Beschwerdeführers verschlossen und seinen Anspruch auf Gewährung rechtlichen Gehörs aus Art. 103 I GG verletzt. Auf diesem Gehörsverstoß beruht die Nichtzulassung der Berufung, weil nicht auszuschliessen ist, dass das Berufungsgericht zu einem für den Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis gelangt wäre, wenn es seinen Vortag in der gebotenen Weise berücksichtigt und z.b. erkannt hätte, dass die Abtretung der streitgegenständlichen Forderung nicht nachgewiesen ist bzw. diese wegen § 3 Nr. 3 KWG bzw. gem. Verbraucherschutznormen nichtig ist. 
Das Bundesverfassungsgericht hat mehrfach auf die Notwendigkeit einer rechtstaatlichen Verfahrensgestaltung hingewiesen (BverfGE 42, 64; 46, 325). 
Die hier offenbar rein zufällige Abwesenheit eines nach dem Geschäftsverteilungsplans eigentlich zur Entscheidung berufenen Richters könnte unter Wahrung des Rechts auf den gesetzlichen Richter nur dann möglicherweise zu einem Übergang der Entscheidungsgewalt auf den nächsten Vertreter begründen, wenn Eile geboten ist. 
Eine Eilbedürftigkeit ist vorliegend jedoch unter keinen Umständen zu erkennen. 
Für das Fassen des Nichteröffnungsbeschlusses hätte daher die Rückkehr der gesetzlichen Richter, insbesondere der inhaltlich mit dem Vorgang vertrauten Berichterstatterin, lediglich zwei Tage nach Ablauf der gesetzten Frist, abgewartet werden müssen. 
Selbst wenn personell eine ordnungsgemäße Besetzung des Kammer bestanden hätte, so hätte der Senat naturgemäß aber nicht bereits VOR Fristende am 28.08.2017 und ohne Berücksichtigung des wichtigen Vortrages des Beklagten aus der fristgerecht eingereichten Stellungnahme über den Rechtsstreit ent-scheiden dürften.
Die vorgenannten Umstände stellen eine klare Verletzung meines Anspruchs auf rechtliches Gehör gem. Art 103 I GG, §§ 139, 296, 282, 283 ZPO und den gesetzlichen Richter Art 101 I GG i.V.mit GVG §§ 21e, 21g GVG dar. 
Die verfassungsrechtliche Gewährleistung beeinflusst nicht nur die Ausgestaltung des materiellen Rechts, sondern wirkt zugleich auf das zugehörige Verfahrensrecht ein. 
Die Verletzung der Regeln des Geschäftsverteilungsplans rechtfertigt grundsätzlich die Ablehnung aller an den Beschlüssen beteiligten Richtern wegen Befangenheit. In diesem Zusammenhang irritiert zudem , dass bereits der Hinweisbeschluss in überhasteter Eile – am 04.07.2017, nur einen Tag nach Eingang der Berufungsbegründung (!)  - erstellt wurde. Der Nichteröffnungsbeschluss erfolgte wie ausgeführt nun sogar am Tag des Fristablaufs selbst und wurde in nicht nachvollziehbarer extremer Hast unmittelbar nach Erstellung nicht nur versandt sondern sogar per Fax übermittelt.

III. Annahmevoraussetzungen
Die Voraussetzungen für die Annahme der Verfassungsbeschwerde zur Entscheidung sind gegeben. 
Die Annahme der Verfassungsbeschwerde ist im vorliegenden Fall zur Durchsetzung des hier als verletzt angezeigten Grundrechts auf rechtliches Gehör erforderlich. 
Die vorstehend geltend gemachte Verletzung von Grundrechten ist auch von besonderem Gewicht, da sie elementare Parteirechte einer Prozesspartei betrifft und zum Prozessverlust mit entsprechenden Kostenfolgen geführt hat. Sie ist zur Durchsetzung von Schutz- und Anhörungsrechten gem. § 139 ZPO angezeigt. 


Rudolf Schmidt, Berlin, den 21.06.2018 
